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E
igentlich möchte die 
Regierung mit der Re-
form der Sozialversi-
cherungen eine Milliar-
de für die Patienten frei 

machen. Vorerst dürften aber die 
Reformkritiker Recht behalten, 
die erwarten, dass die Reform 
vor allem Geld vernichtet. 

Die Krankenkassen erwarten 
jedenfalls für heuer ein Defizit 
von 85 Mio. € – und rutschen da-
mit tief in die roten Zahlen. Das 
geht aus der vom Hauptverband 
der Sozialversicherungsträger 
veröffentlichten Prognose her-
vor. Und es könnte noch mehr 
werden. Die Kosten für die Fusi-
on der 21 Sozialversicherungen 
auf künftig fünf sind darin näm-
lich nur teilweise eingerechnet, 
sagt Hauptverbands-Chef Alex-
ander Biach. 

2020 könnte noch mehr kosten
Eingerechnet sind jedenfalls die 
Fusionskosten für die Sozial-
versicherungsanstalten der ge-
werblichen Wirtschaft (SVA) und 
jene der Bauern (SVB), die zur 
Selbstständigen-Versicherung 
SVS zusammengeführt werden. 
Schon beschlossen wurden für 
die SVA sieben und für die SVB 
drei Mio. €. Noch nicht enthalten 
sind die reinen Fusionskosten 
der neun Gebietskrankenkas-
sen, die zur Österreichischen Ge-
sundheitskassen (ÖGK) zusam-
mengeschlossen werden; Biach 
rechnet hier für heuer mit einer 
Million. Er geht aber davon aus, 
dass die Kassen dies aus eigener 
Kraft stemmen können und es 
deshalb zu keiner Erhöhung des 
Defizits kommen wird.

Für das nächste Jahr rechnet 
der Hauptverbands-Chef al-
lerdings mit höheren Fusions-
kosten; quantifizieren wollte er 
diese jedoch nicht. Das sei dann 
Aufgabe des Überleitungsaus-
schusses, der mit 1. April sei-
ne Arbeit aufnehmen wird. Ab 
diesem Zeitpunkt gibt es zwei 

Führungsgremien – die alte 
Kassenspitze mit Biach will bis 
Jahresende die laufenden Ver-
träge erfüllen – und die Überlei-
tungsgremien, die die Fusion bis 
Anfang 2020 vorbereiten sollen. 

Eingerechnet in das Minus 
von 85 Millionen sind erste an-
dere Auswirkungen der Kassen-
reform. So müssen die Kassen 
heuer wie berichtet zusätzlich 
14,7 Mio. € für die Privatspitäler 
aufwenden. Zudem wurde der 
Pauschalbetrag der AUVA für 
die Behandlung von Arbeitsun-
fällen eingefroren, was weitere 
zehn Mio. € kostet. Als weiteren 
Kostenfaktor führte Biach an, 
dass es trotz Ausgabenbremse 
auf Wunsch der Ärztekammer in 
einzelnen Fachgebieten deutlich 

erhöhte Ärztehonorare gebe. Da-
durch steige das Honorarwachs-
tum um rund 100 Mio. €.

Von den neun Gebietskran-
kenkassen erwarten laut der 
Prognose heuer nur die Kärntner 
(plus 12,6 Mio. €) und die Steier-
mark (plus 11,9 Mio. €) ein po-
sitives Ergebnis, im Burgenland 
rechnet man mit einem ausge-
glichenen Ergebnis, alle anderen 
prognostizieren ein Minus.

2018 gab es einen Überschuss
Deutlich besser als ursprünglich 
erwartet ist dafür das vergange-
ne Jahr gelaufen: Laut den vor-
läufigen Gebarungsergebnissen 
haben alle Krankenkassen 2018 
insgesamt einen Überschuss von 
105 Mio. € erzielt. Dabei war 
man im November noch von ei-
nem Plus von 40 Mio. € und im 
Februar gar noch von einem Mi-
nus von 41 Mio. € ausgegangen. 
Biach führte dies auf die wesent-
lich bessere Konjunktur zurück, 
wodurch die Beitragseinnahmen 
um 0,8 % besser als erwartet ge-
laufen seien. Außerdem seien die 
Ausgaben für die Ärzteverträge 
und die Leistungsharmonisie-
rung nicht ganz so hoch wie an-
genommen ausgefallen.

Kritik an der Prognose kommt 
bereits aus der SPÖ: „Noch ohne 
die vollen Fusionskosten einge-
preist zu haben, rutschen die 
Kassen aufgrund der Maßnah-
men der Regierung bereits heuer 
ins Minus“, kritisiert der Präsi-
dent des Pensionistenverbandes 
Österreichs, Peter Kostelka. „Wo-
vor wir immer gewarnt haben, 
tritt bereits jetzt ein: Die will-
kürliche Zusammenlegung der 
Gebietskrankenkassen wird 
wesentlich mehr kosten, als sie 
bringt“, betont Kostelka. Er hofft 
darauf, das umstrittene Kassen-
gesetz noch mit einer Verfas-
sungsklage kippen zu können. 
„Wir bereiten als Pensionisten-
verband gerade alle juristischen 
Möglichkeiten auf.“ 
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Wovor wir immer 
gewarnt haben, 
tritt jetzt ein: Die 
Zusammenlegung 
der Gebietskranken-
kassen wird mehr 
kosten, als sie bringt. 


